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▶▶ Insolvenz
Insolvenzverwalter haftet auch bei Fremdvertretung

|  Hat der Insolvenzverwalter einen Rechtsanwalt damit beauftragt, eine zur 
Masse gehörende Forderung durchzusetzen, muss er gegenüber den Insol-
venzgläubigern nach § 278 BGB das Verschulden des Rechtsanwalts wie 
eigenes vertreten.  |

Der Insolvenzverwalter muss für sein pflichtwidriges Verhalten einstehen. 
Verkürzt er die Masse, weil er eine Forderung des Insolvenzschuldners nicht 
einzieht oder verursacht er unnötige Kosten oder Gebühren, muss er diese 
erstatten. Dabei sind nach dem BGH (3.3.16, IX ZR 119/15, Abruf-Nr. 184797) 
zwei Wege zu unterscheiden:

�� Der Gesamtschaden kann nicht durch einen einzelnen Gläubiger einge-
klagt werden. Dies wäre mit dem Grundsatz der gemeinschaftlichen und 
gleichmäßigen Gläubigerbefriedigung nicht zu vereinbaren. Das der Ge-
meinschaft zugewiesene Verwaltungs- und Verfügungsrecht muss durch 
einen Sonderverwalter oder neu bestellten Verwalter geltend gemacht 
werden, § 92 InsO. Die Bestellung eines solchen Verwalters ist beim Insol-
venzgericht zu beantragen.

�� Die Verkürzung der Masse schmälert allerdings regelmäßig zugleich die 
Dividende (Quote) eines jeden Insolvenzgläubigers. Der Anspruch auf 
Ersatz des Quotenschadens steht jedem an der Verteilung der Masse teil-
nehmenden Insolvenzgläubiger selbst und nicht der Gemeinschaft der 
Insolvenzgläubiger zu. Er kann allerdings erst nach dem Ende des Insol-
venzverfahrens vom Einzelgläubiger geltend gemacht werden (BGH NJW-
RR 04, 1425). 
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�� der Gläubiger hat seine Forderung nicht angemeldet, 
�� die Eröffnung des Insolvenzverfahrens wurde mangels Masse abgewiesen,
�� das Insolvenzverfahren hat sich vor Eröffnung erledigt (OLG Schleswig  
NZI 08, 690) oder

�� dem Schuldner wurde die Restschuldbefreiung erteilt, weil im Verfahren 
über die Akteneinsicht nicht zu klären ist, ob die Forderung des Gläubigers 
davon überhaupt erfasst wird.

PRAXISHINWEIS  |  Wird die Akteneinsicht abgelehnt, ist der Antrag auf gericht-
liche Entscheidung nach § 23 EGGVG statthaft, der binnen eines Monats nach 
dem Zugang der Ablehnung gestellt werden muss (§ 26 EGGVG). Ein Aktenein-
sichtsrecht gibt auch die Begründung, es bestünden Zweifel daran, dass das  
Insolvenzverfahren ordnungsgemäß durchgeführt wurde. 
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